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Auf - em Weg zur Reichsreform
«ebrrvang der Schutzaufsicht und Fürivrvemtetzunv vom Zustlz . aus das Znnenministkrium

Die badische Justizverwaltung hat auf dem
Wege der Anpassung der Geschäftsbereiche der
Länderverwaltungen au die Aufgnbcnkrcisc

der entsprechenden Ncichsministerieu , wie sie
der Neuaufbau des Reiches bedingt , einen er¬
sten Schritt getan , indem sie nach einer kürz-
lichcn Verordnung des Staatsmintstcrtnms die
Schutzaufsicht und die Fürsorgeerziehung mit
Ausnahme der mit den gerichtlichen Verfahre »
zusammenhängenden Angelegenheiten vom Ju¬
stiz - auf das Innenministerium abgegeben bat .

Mit dieser Aenberung in der Zuständigkeit
der Ministerien treten auch Verschiebungen bei
den mit der Jugcndwohlsahrt befaßten Be -
zirksbehördcn iAmtsgerichte und ' Jugendäm¬
ter ) ein . Die dadurch notwendige Aendcrnng
der badischen Anssührnngsverordnung und der
Vollzugsverordnung zum RJWG . ist ferner
Anlaß , in der Organisation der Jugendämter
und im Vollzug der Fürsorgeerziehung we¬
sentliche Vorschriften zu erneuern . Tie Aen -
derungen sollen nachstehend in großen Zügen
mitgeteilt werden .

Ober st e Landesbehörde !m Sinne
der reichs - und landesrcchtlichen Vorschriften
für Jugendwohlfahrt ist künftig grundsätzlich
der Minister des Innern . Die zu Kün¬
sten des Justizministeriums jBormundschafts -
wesen und Jugendgerichtsliilfe ) und zu Kün¬
sten des Unterrichtsministeriums lWohlfahrt
der im schulpflichtigen Alter stehenden Jugend
außerhalb des Unterrichts ) niedcrgelcgten
Vorbehalte fallen anteilsmäßig kaum ins Kc-
wicht. Man kann daher sagen , daß

in Baden künftig der Innenminister auch
der Jugendwohlsahrtsminister

sein wird .
Das L a n d e s j u g e n ö a m t , die Aufsichts¬

behörde über die Jugendämter in sachlicher
Beziehung , bisher beim Justizministerium und
dort in der Hand des Referenten für Jugend¬
wohlfahrt und Straivollzug , wirb naturgemäß
künftig mit dem Ministerium des Innern
verbunden sein und vom Referenten für all¬
gemeine Fürsorge verwaltet werden . Neben
der schon oben crivähntcn zweckmäßigen Ver¬
bindung der Jugendwohlfahrt mit der allge¬
meinen Wohlfahrt bringt diese Veränderung
auch die vorteilhafte Vereinigung der sachlichen
mit der persönlichen Dienstanfsicht über die
Jugendämter im Keschäftskrcis eines Mini¬
steriums . Die Verwaltung der staat¬lichen Fürsorgcrziehungsnustal -
t e n und die Aufsicht über die n i ch t-
st aatliche n Fürsorgeerziehnngs -
a n st a l t e n wird an bas Ministerium des
Innern abgegeben . Es wird niemand bezivei-
fcln , daß die gemeinsame Betreuung dieser An¬
stalten mit anderen Wohlfahrtsanstalten ähn¬
licher Art natürlicher sein wird als die bei
her Justiz vorhanden gewesene Verbindung
mit den Gefangenenanstaltcn .

Es bedarf keiner Begründung , daß die Ab¬
gabe des Referates Jugendwohlfahrt von der
Justiz an die Verwaltung auch

persönliche Veränderungen
mit sich bringt . Diese beschränken sich jedoch aufdie Beamten , die sich ausschließlich diesem Gc-
biet widmeten . Es sind dies , von zwei ivcite -
ren untergeordneten Kräften abgesehen , der
Medizinalrefcrent für Jugendwohlfahrt Obcr -
medizinalrat Professor Tr . K r e g o r und der
Sekretariats - und Rechnnngsbeamte des Refe¬
rates Jugendwohlfahrt und des Landcsjugend -
amtes Ministcrialrechnungsrat Schmitt .Beide werden auf den 1. Jnni 1034 in das
Ministerium des Innern versetzt.

ES wurde eingangs mitgetcilt , baß auch in
der Organisation der Jugcndwohlfahrtsbchör -
den Aenderuugen vorgcnvmmcn werben .

Di « Jugendämter
waren nach dem RJWG . als „Ausschüsse " zu
errichten und nur einzelne Geschäfte konnten
aus Etnzelpersönlichkeiten übertragen werden,
<rede wichtige Entscheidung des Jugendamts
mußt « also das Ergebnis einer Abstimmung
dieses Ausschusses sein . Dies war ein Ver¬
fahren , da« mit allen Nachteilen parlamenta¬
rischer Uebung behaftet war und sachlicher Ar¬
beit meist entgegenstand . Nunmehr werden in
Baden die Aufgaben des Jugendamts dem
Landrat und in verbandsfrelen Städten dem
(Ober ) Bürgermeister in alleiniger Verant¬
wortlichkeit übertragen . Der „Ausschuß" Ju -
gendamt wirb ,,B e i r a t", einem in wichtigen
Kragen und Einzelfällen beratenden Organ .
Seine Mitglieder werden vom Landrat oder
Bürgermeister auf die Dauer von vier Jah¬
ren ernannt . Es gehören ihm Persönlichkeiten
an , die amtlich mit der Jugendwohlfahrt zu
tun haben , und Vertreter der vier anerkann¬
ten Wohlfahrtsverbände sNS .- Volkswohlfahrt ,
Innere Mission , Earitasvcrband , Badischer
Franennerein vom Roten Kreuz ) sowie der
Hitlerjugend . Ein entsprechender llmbau er¬
folgt beim L a n d e s j n g e n d a m t , dessen
„LandcSbeirat für Jugendwohlfahrt " ähnlich
ünfammengesetzt wird . Die verantwortliche
Kühruna der Keschäste i ' it in der Hand des
vom Ministerium des Innern zum Vorsitzen¬
den des Landesjugendamts berufenen Refe¬
renten dieses Ministeriums . Der Vorsitzende
des Landesjugendamts ernennt die Mitglieder

Bon Oberrcgieruugsrat Dr . Adolf W i n g l e r . Vorsitzender des bad . Landesjugendamtes

de ? Landesbeirats . DaS Führerprinzip wird
demnach an Haupt und Klicdcrn durchgeführt .
Die Vorteile der Ausschußbcratungcn , der
Austausch der Erfahrungen und die Entgegen¬
nahme von Anregungen aus der Praxis wer¬
den in der Jugendwohlfahrt auch künftig zur
Verfügung stehen.

I « der Fürsorgeerzieh «««
geht Hand in Hand mit der Aenberung der
Zuständigkeit für ganz Baden eine Zusam -
menfassung des Vollzugs an ei¬
ner Stelle . Fürsorgeerziehungsbehörde
war bisher daS Justizministerium , ohne aber
damit den gesamten Vollzug der Fürsorgeerzie¬
hung selbst durchzuführen oder auch nur lau¬
fend zu überwachen . Künftig ist Fürsorge¬
erziehungsbehörde daS Landesjugendamt , das
jedoch seine Befugniffe überwiegend an die
Jugendämter abgeben kann . Diese Regelung
gestattet je nach den Erfahrungen , die sich zei¬
gen , zwischen strengster Zentralisierung und
weitgehender Verteilung der Aufgaben an
die Bezirksstellen den besten Weg zu wählen .
Beabsichtigt ist lediglich, daß das Landesjugend¬
amt als Fürsorgeerziehnngsbehörde bei der
Anstaltserziehung dauernd die Fäden in der
Hand behält und zum mindesten bestimmt , wo
die Anstaltserziehung stattzufinden hat und
wie lange sie dauern soll . Die Gerichte wer¬
den künftig auf die Erlasinng der Fürsorge -
erziehnngserkenntnisse beschränkt bleiben . Die
Ueberwachung des Vollzugs , die Verbeschcibung
von Beschwerden gegen Vollzugsanordnungen
der Jugendämter , ja selbst die Entscheidung
über die Aufhebung der Fürsorgeerziehung
wird Sache de? LandeSjugenöamtes sein, bei
der Aushebung der Fürsorgeerziehung aller¬
dings mit der im RJWG . vorgeschricbencn
Möglichkeit der Anrufung des Gerichts . Die
Zusammenfassung der Befugnisse der Fttrsorge -
crziehuugsbehörde im LandcSjugendamt ent¬
spricht nicht nur einer Bestimmung dcS RJ¬
WG . l8 70 Abs . 1 Satz 2 ) , Baden folgt mit
dieser Neuordnung auch dem Beispiele der
anderen Länder .

Es zweifelt niemand daran , daß die Jngend -
wohlfahrt in Baden künftig in gleich guten ,
wenn nicht in besseren Händen sein wird . In
dieser sicheren llcbcizcugung wird sich die Ju¬
stizverwaltung von diesem Arbeitsgebiet tren¬

nen . Ohne Gefühle des Neides kann aber der
Abschied nicht erfolgen . Gefühle des Neides
darüber , daß die Voraussetzungen der Jugend¬
wohlfahrtsarbeit sich gegenüber der Vergan¬
genheit so sehr zum Vorteil gewandelt haben
und mit den besprochenen Aenderuugen noch
wandeln werden . Der Landrat wird künftig
frei von allen Hemmnissen seine Verfügung
treffen können . Wo ein scharfes Eingreifen
nötig wird , wird er die ganze Autorität des
Staates hinter sich haben . Der ganze Auf¬
gabenkreis der Jugendwohlfahrt ist jetzt so ge¬
schlossen in seiner Hand , daß eS an dankbaren
Erfolgen nicht fehlen wird , wenn er mit In¬
teresse und Aktivität znfaßt . Gleiches gilt für
die Leiter der Stadtjngcndämtcr . ES wird
eine der wesentlichsten Aufgaben des Landcs -
jugendamtcs sein, hier anregend und beratend
vorivärts zu treiben . Dabei wird es weniger
dieser Anregungen bcdltrfen , als es notwendig

sein wird , durch Prüfung der dienstlichen Ver¬
hältnisse und durch entsprechende Abhilfe den
verantwortlichen Beamten der Jugendämter
auch die Zeit zu verschaffen, sich ihrem ver -
mehrten Anfgabcnkreis so zu widme « , wie
diese Beamten es sicher selbst wünschen . Die
Stellung des Vorsitzenden des Landesjngend -
amtes ist befreit von der Belastung durch kol¬
legiale Beschlüsse , durch häufige Ausschuß - und
Bciratssitznngen . In ihrem Verhältnis zu
den Jugendämtern ist sie ganz erheblich ge¬
stärkt und gegenüber Querulanten durch Be¬
schränkung der Beschwerdemöglichkeitcn ange¬
messen geschützt . Nur seinem Minister und
seinen Amtspflichten verantwortlich , kann der
künftige Vorsitzende des Landesjngendamtes
die Jugendwohlfahrt in Baden unentwegt zu
ihrem , gegenüber der Vergangenheit um so
viel mehr erstrebenswerten , hohen Ziele füh¬
ren .

Reichsvoft und Reichsbahn in - er
Arbeitsbefchaffuns

zahlreiche Neueinstellungen - Riesige Auftröge
* Berlin , 6. April . Die beiden großen deut¬

schen Vcrkchrsinstitutc , Reichspost und Reichs¬
bahn , haben , ivie verschiedentlich schon gemel¬
det , auch bas ihrige getan , um den Sieg in
dem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit hcrbeizn -
sühren . Hierbei muß natürlich die unmittel¬
bare Mitwirkung durch Einstellung neuer Ar¬
beitskräfte znrücktrctcn gegen die mittelbare
Beschaffung von Arbeitsgelegenheit durch Er¬
teilung von Aufträgen an die deutsche Wirt¬
schaft . Aber auch die Anstrengungen der bei¬
den genannten Institute , ihren Beamten - und
Arbcitcrstab zu erweitern , sind , gemessen an
der Gesamtzahl der an den beiden Instituten
Tätigen nicht gering anznschlagcn . So hat
die Deutsche Reichspost in der Zeit vom 1 . Ok¬
tober 1088 bis 18 . März 1084 2800 Kräfte ncn
eingestellt . Es wird ihr voraussichtlich möglich
sein, bis zum 1 . Juli 1084 weitere 1088 Ar -
bcitskräste in Dienst zu nehmen.

Die Deutsche Reichsbahn hat es ermöglicht,
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Amtliehe Bekanntmachungen

Die Handhabung der Bau -, Wohnungs -
und Feuerpolizei in den Städten .

« » » rdnung
»Ulf Grund der SS 2 Absatz 3, 5 und 24 des Gesetzes

Uber dt« Poltzeiverwattung , dar Polizcisirasgesetzbuch
und bas Polizeisiratversahren (Polizeigesetz ) vom 31 .
Januar 1923 (Gesetz- und Verordnungsblatt Sette 29)
!n der FassAng der Aenberung durist das Gesetz vom
29 . Januar 1934 (Gesetz- und Verordnungsblatt Sette
13 ) wird angcordnct , daß die Orispolizci aus den Ge¬
bieten des Wodnungs - und Bauwesens sowie des
Feiierschntzwrsens in der Sladl Dnrlaai »itt Wirkung
vom 15 . April 1934 in vollem Nmsange von dem Be -
rirtsamt Karlsruhe verwaliet wird .

Karlsruhe , den 4. April 1931.
Der Minister de» Innern

P f l a u m « r .

Bekanntmachung.
Bereinigung der Gemeinde Warienberg

mir der Gemeinde Geisingen zu einer ein -
fachen Gemeinde .

Die übrreinsttmmenden Belchllisle der Gemeinden
Warienberg und Geistngen über die Bereinigung der
Gemeinde Warienberg mtt der Gemeinde Geistngen zu
einer « insachcn Gemeind « Geisingen mit Wirkung vom
1 . April 1934 wurden genehmigt .

Karlsruhe , den 3. April 1934.
Der Minister de» Innern

Bereinigung dr » Ncbenorie » Sendelbach
mit dem Haupko « Lauienbach .

Der Nebenort Sendelba » wurde mit Wirkung vom
1 . April 1934 mit dem Hanpivrt Lauienbach zu einem
einsaiden Hanpiori Lauienbach vereinigt .

N a r l » r u b « , den 3. April 1934.
Der Minister de» Innern

Aus dem Bereich des Ministeriums deS Innern
Eriiamii :

Die Rcgierungrasiesioren Tr . Ludwig Sriterich
beim Bezirksamt Lörrach , - ans Schnarren beiger
beim Landestriminalpolizeiamt , Alton » Oswald

7. April 1934

beim BezirkSanit Ncusindi , Malier S t a i g c r beim
Bezirksamt Karlsruhe , Aifous Kilian beim Be¬
zirksamt Rasiaii . Julius O si c r t a g beim Bezirksamt
Ueberlingen , Heimul K ä r ch c r , zur Zeit beim Lau -
derkriniittalpolizeiamt und Tr . Ernst Schneider
beim Polizeipräsidium Karlsruhe zu RegicruugSrlliciu
«lechuungSrat Paul B a r ck bei der LandeSvcrsiche -
rungSanstalt Baden in KarlSrnvc zum Ovcrrcchuungs .
rat ! prakt . Tierarzt Tr , Friedrich l! si r i [I i n ii zum
Vcterinörrat als BczirkSiicrarzi in Breiten : Polizei ^
vaupimann Karl RooS in Karlsrubc zuni Geudar
nicricmasor und Polizcibaupiwachimclsier Oskar
Lerch in Radolfzell zum Polizeiobcrwachimcisicr .

Planmäßig angcsiclli :
Verwaliungsprakükant August Krall in Wolsachals SicvisionSinspckior .

Versetz «:
Regierungsrat Tr . Wolfgnng H o f f m a n n beim

Bezirksamt Sinsheim zu lenem in Rastatt ; Regierungs -
rai Bernhard K l u m p p beim Bezirksamt Rastatt an
da » Polizeipräsidium KärlSrube ; Vcrwaliuugsiuspckior
Iran , D i e b o l d beim Bczirksami Lahr zu jenem
in Lbcrkirch .

Ziiriitzcgcsctzi krasi Gesetzes :
Badmeisier Friedrich Faller in Baden -Baden .

Zurutzcgesctzt aus Ansuchen :
Medizinalrat al » Bezirksarzt Dr , Hans Göckcl in

Schopfheim , Medizinalrai als BczirkSarzi Tr , Eugen
Grundier in Ettlingen und Grndarnieriekommissllr
Friedrich M o g g in Achern .

Zuriihege etzt bi » zur wiedcrhcrsiellung der Gesundheit :
Pfleger August Kehler an der Heil - und Pstcge -

anstatt WieSloch .

Zuruhegesetz « ans Ansuchen wegen leidender Gesundheit :
verwal «ung » obcrtnlpeNor Gustav D I « h m beim Be -

zirksami Karlsruhe ,

Snruhegcsetzt :

Kiiminnloberinspekior Wilhelm Schar Pf in Karls¬
ruhe , Gendarmcrieoberwaivttneistcr Hermann Grob in
Psorzbeim , Polizeibauptwachtmeisier Josef Nufer in
Frciburg , AZeibzeugbelchlicbettn Rosa Schlltzl « und
Kassiererin Emma P r e st e n b a ch bei der Bäder - und
Kurverwaltung Baden -Baden ,

Entlasten aus Ansuchen :

Veterlnärrat als BezlrkSNerarzt Dr . Fritz Stet -
ding ln Eppingrn ,

Gestorben !

Gendarmerlehauptwachtmeister Heinrich Jung In
Weriheim ,

Prestegesetzlich verantwortlich : F . Moraller , Karlsruhe .

eine erhebliche Anzahl von Arbeitskräften , Me
normalerweise bei Beginn des Winters zur
Entlassunst kommen, in Arbeit zu halten . Es
handelt sich hier um 02 00» für den Gleisbau
anstenommciicr S o m m e r a r b e i t e r . Außer¬
dem hat die Deutsche Reichsbahn in den ver¬
gangenen Wiulermonatcn 8000 Anwärter
für den Benmtcndieust neu eingestellt . Bis
zum 1 . Juli 1084 dürfte sich die Zghl der neu
eingestellten Anwärter fitr die Beamtenlaus¬
bahn um weitere 2200 erhöhen . Außerdem
werden jetzt 1800 Lehrlinge eingestellt
und demnächst 2 0 00 Wcrkstättenarbei «
ter und 80on Arbeiter für den Glcis -
bgu , so daß die Reichsbahn insgesamt im zwei¬
ten Vierteljahr 1084 rund 14 0 0 0 P e r s o n e n
neu beschäftigen wird .

Erheblich ist aber , wie gesagt, die Auswir¬
kung der Bestellungen der beiden Institute
auf den Arbcitsmarkt . Im Rechnungsjahr 1084
hat die Deutsche Wirtschaft von der Deutschen
Reichspost Aufträge auf Lieferungen und Lei¬
stungen in der Höhe von 220 Millionen NM .
erhalten . Nach überschlägiger Schätzung werben
im zivcitcn Vierteljahr 1084 weitere Aufträge
in der Höhe von rund 83 Millionen RM . er¬
teilt werden können . Zufolge der Aufträge
der Deutschen Reichspost konnte die ' deutsche
Wirtschaft vom August 1038 bis Ende Januar
1084 rund 10 800 Kräfte neu cinstcllcn und
rund 88 000 Kräfte weiter beschäftigen. Man
wird damit rechnen dürfen , daß zur iveiteren
Entwicklung desArbcitsbeschaffnngSprogramms
der Reichspost in den nächsten Monate » weitere
4800 Kräfte neu eingestellt und 12 000 weiter
beschäftigt werden können . Bei der Deutschen
Reichsbahn beträgt bas zusätzliche Arbeitsbe¬
schaffung-.,Programm von Mitte 1088 bis Ende
1084 fast 700 Millioueii RM . In der Zeit vom
1. Oktober 1088 bis Miite März 1084 wurden
insgesamt 280 Millionen RM . an Aufträgen
abgeivickclt. Auf das nächste Bicrtcljahr dürf¬
ten voraussichtlich 180 Millionen RM . entfallen
und auf den Rest des Jahres 1084 276 Millio -
neu RM . Man darf damit rechnen , daß daS
gesamte zusätzliche Arbeitsbeschaffnugspro -
gramm der Reichsbahn bis Ende 1084 : 800 000
Arbeitskräften Arbeit und Brot geschaffen hat .

Katholischer Pfarrer zu vier Monaten
SefönM rerurteilt

Wegen heimtückischer Angriffe auf Gauleiter
Sprenger

* Mainz . G. Avril . Der katholische Pfarrer
Johann Baptist Schubert In Mninz - Amoene-
burg hatte sich am 20. Juni bei einer Unter¬
redung mit einem Lehrer während der Pause
im Schulhof über die nach 8 4 des Gesetzes zur
Wiederherstellung des Berufsbcnmtentmns er¬
folgt« Entlassung des Amoencburger Zentrums¬
vorsitzenden und Lehrer Merten zu Acuße -
rungen gegen den Reichsstatthalter Sprenger
Hinreißen lassen , die als hetmtückische Angriffe
gegen die Reich »- und Ländcrregierungcn ange¬
sehen wurden .

Der Angeklagte versuchte seinen Aeußekiin' en
einen anderen nicht strafbaren Sinn unter,; u-
schieben , wurde aber durch die eidlicksen Aussa¬
gen de» Lehrers de » Gegenteils überführt .

Der Staatsanwalt beantragte sechs Mo¬
nate Gefängnis . Das Sondergericht er¬
nannte auf vier Monate Gefängnis .
In der Urteilsbegründung wurde ausgeführt ,
daß nur deshalb auf die niedrige Strafe erkannt
worden sei , weil die Aenßerungen de» Verur¬
teilten zu einer Zeit gefallen seien , als die
Vereinbarungen des Reiches mit der Kirche noch
nicht abgeschlossen waren .
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